
Allgemeine Geschäftsbedingungen für den Verkauf neuer und gebrauchter Fahrzeugteile 

I. Zahlung 
1. Der Kaufpreis und Preise für Nebenleistungen sind bei Übergabe des Kaufgegenstandes und 

Aushändigung oder Übersendung der Rechnung zur Zahlung fällig. 
2. Gegen  Ansprüche  des  Verkäufers  kann  der  Käufer  nur  dann  aufrechnen,  wenn  die 

Gegenforderung  des  Käufers  unbestritten  ist  oder  ein  rechtskräftiger  Titel  vorliegt;  ein 
Zurückbehaltungsrecht  kann  er  nur  geltend machen,  soweit  es  auf  Ansprüchen  aus  dem 
Kaufvertrag beruht. 

 

II. Lieferung und Lieferverzug 
1. Liefertermine und Lieferfristen, die verbindlich oder unverbindlich  (mit „Circa“ angegebene 

Fristen) vereinbart werden können, sind schriftlich niederzulegen.  
 

2. Richtige  und  rechtzeitige  Selbstbelieferung  bleibt  vorbehalten.  Der  Verkäufer  wird  den 
Käufer unverzüglich über die Nichtverfügbarkeit  des Liefergegenstandes informieren und im 
Falle des Rücktritts die entsprechende Gegenleistung dem Käufer unverzüglich erstatten. 

 
3. Wird ein Liefertermin oder Lieferfrist als verbindlich vereinbart und trägt in Abweichung der 

Regelungen unter  II. Ziffer 2.   das Risiko einer richtigen und rechtzeitigen Selbstbelieferung 
der  Verkäufer,  so  kommt  der  Verkäufer  mit  Überschreiten  des  Liefertermins  oder  der 
Lieferfrist in Verzug.  
Hat  der  Käufer  Anspruch  auf  Ersatz  eines  Verzugsschadens,  beschränkt  sich  dieser  bei 
leichter  Fahrlässigkeit des Verkäufers  auf höchstens 5% des  vereinbarten Kaufpreises. Will 
der  Käufer  darüber  hinaus  vom  Vertrag  zurücktreten  und/oder  Schadensersatz  statt  der 
Leistung verlangen, muss er dem Verkäufer eine angemessene Frist zur Lieferung setzen. Hat 
der Käufer Anspruch auf Schadensersatz statt der Leistung, beschränkt sich der Anspruch bei 
leichter Fahrlässigkeit auf höchstens 25% des vereinbarten Kaufpreises.  Ist der Käufer eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich‐rechtliches  Sondervermögen oder 
ein Unternehmer,  der  bei Abschluss  des Vertrages  in Ausübung  seiner  gewerblichen  oder 
selbständigen  beruflichen  Tätigkeit  handelt,  sind  Schadensersatzansprüche  bei  leichter 
Fahrlässigkeit ausgeschlossen. Wird dem Verkäufer, während er  in Verzug  ist, die Lieferung 
durch  Zufall  unmöglich,  so  haftet  er  mit  den  vorstehend  vereinbarten 
Haftungsbegrenzungen. Der Verkäufer haftet nicht, wenn der Schaden auch bei rechtzeitiger 
Lieferung eingetreten wäre. 
 

4. Höhere Gewalt oder beim Verkäufer oder dessen Lieferanten eintretende Betriebsstörungen, 
die  den  Verkäufer  ohne  eigenes  Verschulden  vorübergehend  daran  hindern,  den 
Kaufgegenstand  zum vereinbarten Termin oder  innerhalb der vereinbarten Frist  zu  liefern, 
verändern  die  in  Ziffern  1  bis  3  dieses Abschnitts  genannten  Termine  und  Fristen  um  die 
Dauer  der  durch  diese  Umstände  bedingten  Leistungsstörungen.  Führen  entsprechende 
Störungen  zu  einem  Leistungsaufschub  von mehr  als  vier Monaten,  kann  der  Käufer  vom 
Vertrag zurücktreten. Andere Rücktrittsrechte bleiben davon unberührt. 
 



 
III. Abnahme 
1. Der  Käufer  ist  verpflichtet,  den  Kaufgegenstand  innerhalb  von  acht  Tagen  ab  Zugang  der 

Bereitstellungsanzeige  abzunehmen.  Im  Falle  der  Nichtabnahme  kann  der  Verkäufer  von 
seinen gesetzlichen Rechten  Gebrauch machen. 
 

2. Verlangt  der  Verkäufer  Schadensersatz  aufgrund  eines  gesetzlichen  Anspruchs,  so  beträgt 
dieser 10% des Kaufpreises. Der Schadensersatz  ist höher oder niedriger anzusetzen, wenn 
der Verkäufer einen höheren oder der Käufer einen geringeren Schaden nachweist. 
 

IV. Eigentumsvorbehalt 
1. Der Kaufgegenstand bleibt bis zum Ausgleich der dem Verkäufer aufgrund des Kaufvertrags 

zustehenden  Forderungen  Eigentum  des  Verkäufers.  Solange  der  Eigentumsvorbehalt 
besteht, darf der Käufer über den Kaufgegenstand weder verfügen noch Dritten vertraglich 
die Nutzung einräumen.   

 
2.   Ist  der  Käufer  eine  juristische  Person  des  öffentlichen  Rechts  ,  ein  öffentlich‐rechtliches 

Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner 
gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, gilt folgendes:   

(1) Der Kaufgegenstand bleibt Eigentum des Verkäufers   bis zur Erfüllung sämtlicher  ihm gegen 
den Käufer aus der Geschäftsverbindung zustehenden Ansprüche. 

(2)  Dem  Käufer  ist  es  gestattet,  den  Kaufgegenstand  zu  verarbeiten  oder  mit  anderen 
Gegenständen  zu  vermischen  oder  zu  verbinden.  Die  Verarbeitung,  Vermischung  oder 
Verbindung  (im  Folgenden  zusammen:  „Verarbeitung“  und  im  Hinblick  auf  den 
Kaufgegenstand:  „verarbeitet“) erfolgt  für den Auftragnehmer; der  aus einer Verarbeitung 
entstehende Gegenstand wird als „Neuware“ bezeichnet. Der Käufer verwahrt die Neuware 
für  den  Auftragnehmer  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmanns. 
 
Bei Verarbeitung mit  anderen, nicht dem Verkäufer  gehörenden Gegenständen  steht dem 
Verkäufer Miteigentum an der Neuware in Höhe des Anteils zu, der sich aus dem Verhältnis 
des Wertes des verarbeiteten Kaufgegenstandes zum Wert der übrigen verarbeiteten Ware 
zum  Zeitpunkt der Verarbeitung ergibt.  Sofern der Käufer Alleineigentum  an der Neuware 
erwirbt,  sind  sich  Verkäufer  und  Käufer  darüber  einig,  dass  der  Käufer  dem  Verkäufer 
Miteigentum an der Neuware im Verhältnis des Wertes des verarbeiteten Kaufgegenstandes 
zu  der  übrigen  verarbeiteten  Ware  zum  Zeitpunkt  der  Verarbeitung  einräumt. 
 

(3)  In Abweichung zu den Regelungen unter Ziffer 1. Satz 2 dieses Absatzes (Eigentumsvorbehalt) 
ist  der  Käufer  berechtigt,  über  den  Kaufgegenstand  während  des  Bestehens  des 
Eigentumsvorbehalts  nach  Maßgabe  des  Folgenden  zu  verfügen:  Für  den  Fall  der 
Veräußerung  des  Kaufgegenstandes  oder  der  Neuware  tritt  der  Käufer  hiermit  seinen 
Anspruch  aus  der  Weiterveräußerung  gegen  den  Abnehmer  mit  allen  Nebenrechten 
sicherungshalber an den Verkäufer ab, ohne dass es noch weiterer besonderer Erklärungen 
bedarf.  Die  Abtretung  gilt  einschließlich  etwaiger  Saldoforderungen.  Die  Abtretung  gilt 
jedoch nur  in Höhe des Betrages, der dem vom Verkäufer  in Rechnung gestellten Preis des 
Kaufgegenstandes entspricht. Der dem Verkäufer abgetretene Forderungsanteil ist vorrangig 
zu befriedigen. 

 
 



(4)  Verbindet  der  Käufer  den  Liefergegenstand  oder  die  Neuware  mit  Grundstücken  oder 
beweglichen Sachen, so tritt er, ohne dass es weiterer besonderer Erklärungen bedarf, auch 
seine Forderung, die  ihm als Vergütung für die Verbindung zusteht, mit allen Nebenrechten 
sicherungshalber  in  Höhe  des  Verhältnisses  des Wertes  des  Liefergegenstandes  bzw.  der 
Neuware  zu  den  übrigen  verbundenen  Waren  zum  Zeitpunkt  der  Verbindung  an  den 
Verkäufer ab. 

 
(5)  Bis auf Widerruf ist der Käufer zur Einziehung der in diesem Abschnitt (Eigentumsvorbehalt) 

abgetretenen  Forderungen  befugt.  Der  Käufer  wird  auf  die  abgetretenen  Forderungen 
geleistete Zahlungen bis zur Höhe der gesicherten Forderung unverzüglich an den Verkäufer 
weiterleiten.  Bei  Vorliegen  eines  wichtigen  Grundes,  insbesondere  bei  Zahlungsverzug, 
Zahlungseinstellung, Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, Wechselprotest oder begründeten 
Anhaltspunkten für eine Überschuldung oder drohende Zahlungsunfähigkeit des Käufers,  ist 
der  Verkäufer  berechtigt,  die  Einziehungsbefugnis  des  Käufers  zu  widerrufen.  Außerdem 
kann der Verkäufer nach vorheriger Androhung unter Einhaltung einer angemessenen Frist 
die  Sicherungsabtretung  offen  legen,  die  abgetretenen  Forderungen  verwerten  sowie  die 
Offenlegung der Sicherungsabtretung durch den Käufer gegenüber dem Kunden verlangen. 

 
(6)  Bei Glaubhaftmachung eines berechtigten  Interesses hat der Käufer dem Verkäufer die zur 

Geltendmachung seiner Rechte gegen den Kunden erforderlichen Auskünfte zu erteilen und 
die erforderlichen Unterlagen auszuhändigen. 

 
(7)  Während  des  Bestehens  des  Eigentumsvorbehalts  ist  dem  Käufer  eine  Verpfändung  oder 

Sicherungsübereignung  untersagt.  Die  Weiterveräußerung  ist  nur  Wiederverkäufern  im 
ordentlichen Geschäftsgang und nur unter den Bedingungen gestattet, dass die Zahlung des 
Gegenwertes  des  Kaufgegenstandes  an  den  Käufer  erfolgt.  Der  Käufer  hat  mit  dem 
Abnehmer  auch  zu  vereinbaren,  dass  erst  mit  dieser  Zahlung  der  Abnehmer  Eigentum 
erwirbt. Bei Pfändungen, Beschlagnahme oder sonstigen Verfügungen oder Eingriffen Dritter 
hat der Käufer den Verkäufer unverzüglich zu benachrichtigen. 

 
(8)  Soweit der realisierbare Wert aller Sicherungsrechte, die dem Verkäufer zustehen, die Höhe 

aller gesicherten Ansprüche um mehr als 10% übersteigt, wird der Verkäufer auf Wunsch des 
Käufers einen entsprechenden Teil der Sicherungsrechte  freigeben.  [Es wird vermutet, dass 
die  Voraussetzungen  des  vorstehenden  Satzes  erfüllt  sind,  wenn  der  Schätzwert 
sicherungsübereigneter  Waren  und  abgetretener  Forderungen  150%  des  Wertes  der 
gesicherten  Ansprüche  erreicht  oder  übersteigt.]  Dem  Verkäufer  steht  die Wahl  bei  der 
Freigabe zwischen verschiedenen Sicherungsrechten zu. 

 
(9)  Bei Pflichtverletzungen des Käufers, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der Verkäufer auch 

ohne  Fristsetzung berechtigt, die Herausgabe des Kaufgegenstandes bzw. der Neuware  zu 
verlangen und/oder vom Vertrag zurückzutreten; der Käufer ist zur Herausgabe verpflichtet. 
Im Herausgabeverlangen des Kaufgegenstandes/der Neuware liegt keine Rücktrittserklärung 
des Verkäufers, es sei denn, dies wird ausdrücklich erklärt. 

 
(10)Auf  Verlangen  des  Käufers  ist  der  Verkäufer  zum  Verzicht  auf    den  Eigentumsvorbehalt 

verpflichtet,  wenn  der  Käufer  sämtliche  mit  dem  Kaufgegenstand  im  Zusammenhang 
stehende  Forderungen  unanfechtbar  erfüllt  hat  und  für  die  übrigen  Forderungen  aus  den 
laugenden Geschäftsbeziehungen eine angemessene Sicherung besteht. 



 
3. Bei Zahlungsverzug des Käufers kann der Verkäufer vom Kaufvertrag zurücktreten. Hat der 

Verkäufer darüber hinaus Anspruch auf Schadensersatz statt der Leistung und nimmt er den 
Kaufgegenstand  wieder  an  sich,  sind  Verkäufer  und  Käufer  sich  darüber  einig,  dass  der 
Verkäufer  den  gewöhnlichen  Verkaufswert  des  Kaufgegenstandes  im  Zeitpunkt  der 
Rücknahme  vergütet. Auf Wunsch des Käufers, der nur unverzüglich nach Rücknahme des 
Kaufgegenstandes  geäußert  werden  kann,  wird  nach  Wahl  des  Käufers  ein  öffentlich 
bestellter  Sachverständiger,  z.B.  der  Deutschen  Automobil  Treuhand  GmbH  (DAT)  den 
gewöhnlichen Verkaufswert ermitteln. Der Käufer trägt sämtliche Kosten der Rücknahme und 
Verwertung des Kaufgegenstandes. Die Verwertungskosten betragen ohne Nachweis 5% des 
gewöhnlichen Verkaufswertes. Sie sind höher oder niedriger anzusetzen, wenn der Verkäufer 
höhere oder der Käufer niedrigere Kosten nachweist. 
 

V. Sachmängel 
1. Ansprüche  des  Käufers  wegen  Sachmängeln  verjähren  entsprechend  den  gesetzlichen 

Bestimmungen,  d.h.  bei  neuen  Fahrzeugteilen  in  zwei  Jahren,  bei  gebrauchten  Teilen  in 
einem Jahr ab Ablieferung des Kaufgegenstandes. 
 
 
Ist  der  Käufer  eine  juristische  Person  des  öffentlichen  Rechts,  ein  öffentlich‐rechtliches 
Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner 
gewerblichen  oder  selbständigen  beruflichen  Tätigkeit  handelt,  erfolgt  der  Verkauf  von 
gebrauchten Fahrzeugteilen unter Ausschluss jeglicher Sachmängelhaftung. 
 
Bei  arglistigem  Verschweigen  von  Mängeln  oder  der  Übernahme  einer  Garantie  für  die 
Beschaffenheit bleiben weitergehende Ansprüche unberührt. 
 

2. Für die Abwicklung der Mängelbeseitigung gilt folgendes: 
 

(1)  Ansprüche  auf Mängelbeseitigung  hat  der  Käufer  beim  Verkäufer  geltend  zu machen.  Bei 
mündlichen Anzeigen von Ansprüchen  ist dem Käufer eine schriftliche Bestätigung über den 
Eingang der Anzeige auszuhändigen. 

(2)   Ersetzte Teile werden Eigentum des Verkäufers. 
 

VI. Haftung  
 
1. Hat  der  Verkäufer  aufgrund  der  gesetzlichen  Bestimmungen  nach  Maßgabe  dieser 

Bedingungen  für  einen  Schaden  aufzukommen,  der  leicht  fahrlässig  verursacht wurde,  so 
haftet der Verkäufer beschränkt: 
Die Haftung besteht nur bei Verletzung  vertragswesentlicher Pflichten und  ist  auf den bei 
Vertragsabschluss  vorhersehbaren  typischen  Schaden  begrenzt.  Diese  Beschränkung  gilt 
nicht bei Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit. Soweit der Schaden durch eine vom 
Käufer  für  den  betreffenden  Schadensfall  abgeschlossene  Versicherung  (ausgenommen 
Summenversicherung) gedeckt  ist, haftet der Verkäufer nur  für etwaige damit verbundene 
Nachteile  des  Käufers,  z.B.  höhere  Versicherungsprämien  oder  Zinsnahteile  bis  zu 
Schadenregulierung  durch die Versicherung. 



Für  leicht  fahrlässig  durch  einen Mangel  des  Kaufgegenstands  verursachte  Schäden  wird 
nicht gehaftet. 
 

2. Unabhängig  von  einem  Verschulden  des  Verkäufers  bleibt  eine  etwaige  Haftung  des 
Verkäufers bei  arglistigem Verschweigen des Mangels,  aus der Übernahme  einer Garantie 
oder  eines Beschaffungsrisikos und nach dem Produkthaftungsgesetz unberührt. Bezüglich 
des  Beschaffungsrisikos  wird  auf  die  Regelungen  unter  Abschnitt    II.  (  Lieferung  und 
Lieferverzug), insbesondere unter den Ziffern 2. und 3. , verwiesen. 
 

3. Die Haftung wegen Lieferverzugs ist in Abschnitt II. (Lieferung und Lieferverzug)abschließend 
geregelt. 
 

4. Ausgeschlossen ist die persönliche Haftung der gesetzlichen Vertreter, Erfüllungsgehilfen und 
Betriebsangehörigen des Verkäufers  für von  ihnen durch  leichte Fahrlässigkeit verursachte 
Schäden. 
 

VII. Gerichtsstand 
1. Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus der Geschäftsverbindung mi  t 

Kaufleuten einschließlich Wechsel‐ und Scheckforderungen ist ausschließlicher Gerichtsstand 
der Sitz des Verkäufers. 
 

2. Der gleiche Gerichtsstand gilt, wenn der Käufer keinen allgemeinen Gerichtsstand  im  Inland 
hat,  nach  Vertragsabschluss  seinen Wohnsitz  oder  gewöhnlichen  Aufenthaltsort  aus  dem 
Inland  verlegt  oder  sein  Wohnsitz  oder  gewöhnlicher  Aufenthaltsort  zum  Zeitpunkt  der 
Klageerhebung nicht bekannt  ist.  Im Übrigen gilt bei Ansprüchen des Verkäufers gegenüber 
dem Käufer dessen Wohnsitz als Gerichtsstand.  


